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Afrika

Selten ist ein afrikanisches Land 
so plötzlich ins Zentrum der in­

ternationalen Aufmerksamkeit und 
der deutschen Außenpolitik gerückt 
wie Mali. Anders als andere Krisen­
herde auf dem Kontinent ist Mali je­
doch kein jahrzehntealter Dauerbren­
ner, es galt bis vor einigen Jahren als 
Insel der Stabilität in der Sahelzone. 
Umso größer war der Schock, als An­
fang 2012 der malische Staat binnen 
weniger Wochen die Kontrolle über 
den Norden des Landes an eine Re­
bellenallianz verlor. 

Versuche, in Nordmali einen un­
abhängigen, von den Tuareg kon­
trollierten Staat (Azawad) zu errich­
ten, hatte es schon mehrfach gege­
ben. Doch im Gegensatz zu 1963/64, 
1990 bis 1996 und 2006 eroberten 
die Kämpfer der „Nationalen Be­
wegung für die Befreiung von Aza­
wad“ (MNLA) diesmal in kurzer 
Zeit alle größeren Städte des Nor­
dens. Ein Militärputsch frustrierter 
Offiziere stürzte daraufhin die Re­
gierung in der Hauptstadt Bamako, 

der Präsident floh ins Exil. Im Nor­
den zersplitterte in den darauffol­
genden Monaten die Rebellenbewe­
gung in einen politischen und einen 
radikal-religiösen Flügel. Verschie­
dene Dschihadisten-Milizen, darun­
ter der lokale Ableger von Al-Kaida, 
vertrieben die MNLA aus den Bevöl­
kerungszentren Kidal, Gao und Tim­
buktu und errichteten dort einen is­
lamistischen Protostaat auf Grundla­
ge der Scharia. 

Ein mühsamer Friedensprozess

Verhandlungen zwischen der nationa­
len Übergangsregierung und den Auf­
ständischen scheiterten Ende 2012. 
Im Januar 2013 rückten daraufhin 
starke islamistische Verbände bis ins 
Zentrum des Landes vor und bedroh­
ten Bamako. Die Aussicht auf ein ra­
dikales, expansionistisches Kalifat in­
mitten der Sahelzone rief nun die ehe­
malige Kolonialmacht Frankreich auf 
den Plan, die umfassende politische 
und wirtschaftliche Interessen in der 
Region hat und über eine erhebliche 

Krisenherd Mali
Drohender Staatszerfall hat zahlreiche Missionen und Programme auf den 
Plan gerufen. Sind es vielleicht sogar zu viele?

Von Tobias von Gienanth
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Das Schema Ethnie X 

gegen die Regierung 

greift zu kurz

Militärpräsenz verfügt. Die franzö­
sischen Truppen der Operation Ser­
val besiegten in wenigen Wochen die 
Dschihadisten und eroberten alle 
Städte in Zentral- und Nordmali zu­
rück. Zur Absicherung dieser Erfolge 
und zur weiteren Stabilisierung des 
Landes entsandten die Vereinten Na­
tionen im Sommer 2013 die Mission 
MINUSMA, zunächst mit einer Stär­
ke von rund 12 000 Mann. 

Eine Serie von schwierigen Ver­
handlungen und politischen Manö­
vern führte schließlich im Juni 2015 
zu einem „Abkommen über Frie­
den und Versöhnung“ zwischen 
drei Vertragsparteien: der malischen 
Regierung, der „Koordination der 
Azawad-Bewegungen“ (CMA – beste­
hend vor allem aus Tuareg-Gruppie­
rungen, die nach wie vor die größt­
mögliche Unabhängigkeit des Nor­
dens fordern) sowie der so genann­
ten Plattform, die einige Tuareg und 
andere ethnische Gruppen vertritt, 
die sich für die Einheit des Landes 
einsetzen. Ihr wichtigster Bestandteil 
ist die „Selbstverteidigungsgruppe 
der Imghad Tuareg und ihrer Alliier­
ten“ (GATIA). Die aus verschiedenen 
Ethnien rekrutierten islamistischen 
Gruppen, darunter die Al-Kaida-na­
he „Gruppe zur Unterstützung des Is­
lam und der Moslems“ (JMIN) und 
der „Islamische Staat in der Größeren 
Sahara“ (ISGS), bekämpfen bis heu­
te das Abkommen und seine Unter­
zeichner. 

Viele Tuareg haben sich seit der 
Unabhängigkeit Malis 1960 nicht mit 
der politischen, wirtschaftlichen und 
militärischen Dominanz der Volks­
gruppe der Bambara aus dem Süden 
über den Norden abgefunden. Iyad ag 
Ghali, heute Emir von JMIN, war be­
reits 1990 und 2006 Anführer der da­

mals noch säkularen Rebellen. Zudem 
gestalten sich die verschiedenen inner­
malischen Konflikte äußerst komplex. 
El Hadj ag Ghamou, 1990 
noch Verbündeter ag Gha­
lis (und ebenso Tuareg), 
ist heute General der ma­
lischen Armee und kon­
trolliert nebenbei GATIA. 
Das simple Schema „Ethnie X gegen 
die Regierung“ greift also zu kurz. 

Bemühungen um Stabilisierung

Noch komplizierter wird der malische 
Krisen-Flickenteppich durch die Re­
aktion der internationalen Gemein­
schaft. Zwei Faktoren spielten hier 
eine Rolle. Erstens wurde schnell 
deutlich, dass die Ressourcen von 
MINUSMA trotz des Friedensabkom­
mens von 2015 nicht ausreichen wür­
den, um Mali nachhaltig zu stabilisie­
ren. Zweitens motivierten die Flücht­
lingskrise von 2015 und die anhalten­
de Bedrohung durch islamistischen 
Terror die EU und ihre Mitgliedstaa­
ten, ihre Zurückhaltung gegenüber 
einem Engagement in afrikanischen 
Konflikten aufzugeben.  

Mit Migrationsmanagement und 
Terrorbekämpfung als kleinstem ge­
meinsamen Nenner ihrer Außenpoli­
tik entsandte die EU zwei Missionen 
nach Mali. Die rund 600 Mann star­
ke, rein militärische EUTM Mali trai­
niert Offiziere und Mannschaften der 
malischen Streitkräfte (FAMA) und 
berät das Verteidigungsministerium. 
EUCAP Sahel Mali unterstützt dage­
gen mit rund 110 polizeilichen und zi­
vilen Beratern die Umstrukturierung 
und Reform der nichtmilitärischen 
Sicherheitskräfte: Polizei, Gendarme­
rie und Nationalgarde. 

Für Operation Serval wieder­
holte sich die Binsenweisheit jeder 
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Viele Initiativen, aber 

keine abgestimmte 

UN-EU-Strategie

Aufstandsbekämpfung: Milizen zu 
besiegen, die sich einer offenen Feld­
schlacht stellen, ist einfach. Splitter­
gruppen in unzugänglichen Rück­
zugsgebieten oder Netzwerke in 
Städten zu bekämpfen, ist wesentlich 
schwieriger. Frankreich ersetzte da­

her 2014 die auf Mali be­
schränkte Operation Ser­
val durch die rund 4000 
Mann starke Operation 
Barkhane mit einem Sa­
hel-weiten Mandat zur 

aktiven Bekämpfung islamistischer 
Terroristen. Gleichzeitig bemühten 
sich Frankreich und andere EU-Staa­
ten um eine weitere Regionalisierung 
der Terrorbekämpfung, nicht zuletzt, 
um Barkhane eine mittelfristige Exit-
Option zu eröffnen. 

Als Partner wurde die G5-Sahel 
ausgemacht, ein 2014 gegründeter 
Zusammenschluss von Burkina Faso, 
Mali, Mauretanien, Niger und Tschad. 
Nach mühsamen Verhandlungen über 
Finanzierung und logistische Unter­
stützung stellten diese Staaten im Juli 
2017 eine Gemeinsame Eingreiftruppe 
(FC-G5S) auf. Ihre rund 5000 Mann – 
1000 aus jedem Mitgliedstaat – operie­
ren auf dem Territorium ihres jewei­
ligen Herkunftslands, haben aber das 
Recht, Terroristen bis zu 50 Kilome­
ter über die Grenze der anderen G5-
Sahel-Staaten zu verfolgen. 

Zusätzlich zu diesen fünf größe­
ren Akteuren (MINUSMA, EUTM 
Mali, EUCAP Sahel Mali, Barkhane 
und FC-G5S) gibt es noch Dutzende 
kleinerer multi- und bilateraler Ent­
wicklungsprojekte, politischer Missi­
onen und Ertüchtigungsinitiativen. 
Mali-Sahel-Programme und -Son­
dergesandte haben weltweit Hoch­
konjunktur. Insbesondere die EU 
hat sämtliche verfügbaren Politik­

instrumente in Mali in Stellung ge­
bracht – und einige neue erfunden.

Experten haben diesen gut ge­
meinten Stabilisierungs-Overkill als 
„Sumpf“, „Verkehrsstau“ oder, freund­
licher, als „Labor internationaler Frie­
denseinsätze“ beschrieben. Positiv an­
zumerken ist, dass sich alle Beteilig­
ten redlich bemühen, ihre Aktivitäten 
aufeinander abzustimmen. Allerdings 
binden diese Koordinationsleistun­
gen erhebliche Energien, sprich Ar­
beitszeit, der internationalen Akteu­
re. Außerdem ist, zum Leidwesen ih­
rer Mitarbeiter vor Ort, noch immer 
keine umfassende, auf höchster Ebene 
zwischen New York und Brüssel ab­
gestimmte UN-EU-Strategie für Mali 
erkennbar. 

Die aktuelle Sicherheitslage 

Die gute Nachricht ist, dass die Prä­
senz der nunmehr auf 15 500 Mann 
angewachsenen MINUSMA den Zer­
fall Malis gestoppt und einen islamis­
tischen Gottesstaat verhindert hat. 
Die Präsidentschaftswahlen im Som­
mer 2018 verliefen unter dem Schutz 
der UN-Mission weitgehend friedlich 
und endeten mit der Wiederwahl 
von Ibrahim Boubacar Keita (dem 
allerdings nur knapp zwei der ins­
gesamt 18 Millionen malischen Bür­
ger ihre Stimme gaben). Die schlech­
te Nachricht ist allerdings, dass eine 
nachhaltige Stabilisierung Malis in 
weiter Ferne liegt. Um das Ausmaß 
der Herausforderungen zu erfassen, 
muss man drei Bereiche betrachten: 
die Lage im Norden und im Zentrum 
Malis sowie den Stand des interna­
tionalen Engagements.

Im Norden ist die Implementie­
rung des Friedensabkommens von 
2015 weitgehend zum Erliegen ge­
kommen. Die längst verabredete Ent­
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waffnung der Aufständischen und 
ihre Integration in die malischen Si­
cherheitskräfte haben gerade erst be­
gonnen. Zentralregierung und Rebel­
len haben sich mit der Zweiteilung des 
Landes abgefunden, die ihren jewei­
ligen Partikularinteressen dient. Ent­
sprechend existieren zentralstaatliche 
Verwaltungs-, Justiz- und Sicherheits­
organe in den Regionen Gao, Timbuk­
tu und Kidal nur in Ansätzen. Große 
Teile des Nordostens werden de facto 
von der CMA regiert. 

Der grenzüberschreitende Handel 
mit Waffen, Drogen, gefälschten Me­
dikamenten und Menschen floriert 
und ist für Teile der Bevölkerung an­
gesichts fehlender Einkommensquel­
len Mittel der Wahl. Auseinander­
setzungen um die Kontrolle der we­
nigen Schmuggelrouten ist auch eine 
der Hauptursachen von Gewalt in 
Nordmali. Zusätzlich greifen JMIN 
und ISGS immer wieder malische Si­
cherheitskräfte, mit ihnen verbündete 
Milizen und UN-Personal an, vor al­

lem mit improvisierten Sprengfallen. 
Im Jahr 2018 gab es 192 derartige At­
tacken, 55 Prozent mehr als im Vor­
jahr. Die Zahl der Opfer unter der Zi­
vilbevölkerung ist aber relativ gering.

Der aktuell verlustreichste Kon­
flikt in Mali tobt im Zentrum des Lan­
des um die Stadt Mopti. Diese Regi­
on im saisonal überschwemmten Bin­
nendelta des Niger ist sehr fruchtbar, 
daher dicht besiedelt und schon seit 
Längerem Schauplatz von Auseinan­
dersetzungen zwischen sesshaften 
Bauern (aus den Ethnien der Bamba­
ra und Dogon) und nomadischen Hir­
ten (Fulani) um Zugang zu Wasser 
und Weideland. Dieser Konflikt ist in 
den vergangenen Jahren massiv eska­
liert. Gründe sind eine Verschärfung 
der Ressourcenkonflikte durch Bevöl­
kerungswachstum und fortschreiten­
de Wüstenbildung sowie der einfache 
Zugang zu Schusswaffen. 

Dramatisch wurde die Lage aber 
auch durch die Instrumentalisie­
rung dieser ethnischen Konflikte 
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80 Prozent muss die 

UN-Mission für Eigen-

schutz einsetzen

durch Dschihadisten auf der einen 
Seite und die malischen Sicherheits­
kräfte auf der anderen. Die Tatsa­
che, dass sich etliche Fulani radikal­
islamischen Gruppen angeschlossen 
haben und JMIN einige Fulani-Mili­
zen mit Waffen beliefert, führt zu ei­

nem Generalverdacht sei­
tens der Sicherheitskräf­
te, alle Angehörigen dieser 
Volksgruppe seien „Terro­
risten“. Entsprechend rüs­
ten sie die legalen „Selbst­

verteidigungsgruppen“ der Bambara 
und Dogon auf und begehen Über­
griffe gegen Fulani – von alltäglichen 
Schikanen bei Verkehrskontrollen bis 
hin zu gezielten Massakern an Zivi­
listen. Die Folgen dieser Gewaltspira­
le sind verheerend: Von den 882 ge­
töteten Zivilisten in Mali 2018 star­
ben 498 allein in der Region Mopti. 
An Neujahr 2019 töteten verfeindete 
Milizen 37 Fulani in dem Dorf Kou­
logon, es war der verlustreichste An­
griff auf Zivilisten seit Bestehen der 
UN-Mission 

MINUSMA ringt um die Umset­
zung ihres außerordentlich ehrgeizi­
gen Mandats. Offizielle Priorität ist 
die Unterstützung der Umsetzung des 
Friedensabkommens im Norden, ein 
Prozess, der weitgehend auf Eis liegt. 
Daneben hat MINUSMA noch über 
20 weitere mandatierte Aufgaben, 
vom Aufbau des malischen Staats­
apparats bis zur Minenräumung und 
dem Schutz der Zivilbevölkerung. All 
dies in einem Umfeld, das so gefähr­
lich ist, dass MINUSMA rund 80 Pro­
zent seiner militärischen Ressourcen 
zum Eigenschutz einsetzen muss. Es 
gelingt ihr kaum, ihre schwer bewach­
ten Feldlager in einer Handvoll Städte 
in Nordmali zu verlassen. Trotzdem 
ist sie mit fast 180 Opfern die tödlichs­

te aller UN-Missionen. Zusätzlich un­
terstützt MINUSMA – die ausdrück­
lich nicht zur aktiven Terrorbekämp­
fung mandatiert ist – sowohl Barkha­
ne als auch die FC-G5S logistisch, was 
sie in den Augen vieler Malier nicht 
als neutralen Akteur, sondern als 
Konfliktpartei erscheinen lässt. 

EUTM Mali, EUCAP Sahel Mali 
und Barkhane leisten zwar gute Ar­
beit in ihren jeweiligen Aufgabenbe­
reichen, haben aber weder Mandat 
noch Ressourcen, um die grundlegen­
den politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme zu lösen, die den 
diversen Konflikten in Mali zugrun­
de liegen. Die FC-G5S ist nur bedingt 
einsatzbereit, nicht nachhaltig finan­
ziert und krankt an einem bisher rein 
militärischen Anti-Terror-Fokus. 

Was zu tun ist 

Droht Mali also das Schicksal der De­
mokratischen Republik Kongo oder 
Afghanistans? Eine erneute Beset­
zung großer Landesteile durch isla­
mistische Kämpfer (wie in Afghanis­
tan) ist angesichts der Präsenz von 
MINUSMA nicht zu erwarten. Eher 
wahrscheinlich ist eine jahrzehntelan­
ge Dauerpräsenz der Vereinten Nati­
onen wie im Kongo, die zwar das Ab­
brennen des ganzen Hauses verhin­
dern, den Krisen-Schwelbrand aber 
nicht endgültig löschen können. Das 
ist aber nicht unausweichlich, denn es 
gibt Handlungsalternativen. 

Zunächst sollten die Prioritäten 
von MINUSMA der Realität ange­
passt werden. Die Konzentration 
auf den festgefahrenen Friedenspro­
zess im Norden ist kontraproduk­
tiv. Stattdessen muss die Sicherheit 
der Zivilbevölkerung im Mittelpunkt 
stehen, mit stärkerem Augenmerk 
auf den Schutz der Opfer als auf die 
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Das Friedensabkom-

men muss endlich 

durchgesetzt werden

Verfolgung von Tätern. Dazu sollten 
deutlich mehr UN-Kräfte in das Zen­
trum des Landes entsandt werden. 
Blauhelme und die Einsatzhundert­
schaften der UN-Polizei müssen fle­
xibel an Orten eingesetzt werden, wo 
akut eine Eskalation der ethnischen 
Spannungen droht. Um entsprechen­
de Informationen zu erhalten, ist eine 
bessere Kommunikation mit der loka­
len Bevölkerung notwendig, die von 
zivilen Maßnahmen zur Mediation 
und zur Aussöhnung verfeindeter 
Gruppen flankiert werden muss. 

Zusätzlich sollte die internationa­
le Gemeinschaft der malischen Regie­
rung und der G5-Sahel klarmachen, 
dass weitere Menschenrechtsverlet­
zungen durch ihre Truppen und ver­
bündete Milizen sowie eine Aufrüs­
tung ethnischer „Selbstverteidigungs­
gruppen“ inakzeptabel sind und un­
weigerlich zu einer Reduzierung 
internationaler Unterstützung füh­
ren. Das Zuckerbrot zu dieser Peit­
sche könnte das Versprechen sein, 
die FC-G5S langfristig logistisch und 
finanziell abzusichern. UN und EU 
sollten auch bei der bereits vereinbar­
ten Aufstellung der zivilen und poli­
zeilichen Komponenten der FC-G5S 
Hilfe leisten. 

Die Vereinten Nationen sollten da­
rüber hinaus mit einem Tabu brechen 
und grundsätzliche Gesprächsbereit­
schaft mit „Terroristen“ signalisieren. 
Dies könnte eine vielversprechende 
Taktik sein angesichts der Tatsache, 
dass viele Angehörige von Islamisten­
milizen nicht so sehr aus religiösem 
Fanatismus, sondern aus ökonomi­
schen Beweggründen handeln. Neu­
mitglieder solcher Gruppen erhalten 
einen Beitrittsbonus von 200 Dollar 
plus ein Moped – für einen arbeitslo­
sen Jugendlichen in Mopti oder Gao 

ein Vermögen. Diese Taktik kann 
aber nur aufgehen, wenn der malische 
Staat das tiefe Misstrauen eines Groß­
teils der Bewohner von Nord- und 
Zentralmali überwindet. 
Dazu muss er Strukturen 
schaffen, die der Bevölke­
rung eine Beteiligung an 
der politischen, sozialen 
und wirtschaftlichen Ent­
wicklung ihrer Region ermöglichen. 
Die Bestimmungen des Friedensab­
kommens zum Ausbau des Födera­
lismus und zu mehr direkter lokaler 
Demokratie müssen daher so schnell 
wie möglich umgesetzt werden. Auch 
hierfür wird erheblicher internationa­
ler Druck notwendig sein.

Deutschland leistet bereits viel für 
Mali. Es stellt für MINUSMA rund 
900 und EUTM Mali rund 170 Bun­
deswehrangehörige zur Verfügung; 
hinzu kommt noch eine Anzahl Po­
lizisten und ziviler Experten. Zu­
sätzlich beteiligt es sich finanziell 
in erheblichem Umfang an den Ak­
tivitäten von UN, EU und G5-Sa­
hel zur Stabilisierung des Landes. In 
den kommenden Jahren ist Deutsch­
land aber gerade auch politisch ge­
fordert, vor allem im Rahmen seiner 
Mitgliedschaft im UN-Sicherheits­
rat 2019/20. Es sollte diese Gelegen­
heit nutzen, um sicherzustellen, dass 
Mali das Schicksal Afghanistans, 
aber auch des Kongo erspart bleibt.

Tobias von 
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